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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Anfrage Nr. 205 der Fraktion der SPD 

Fall Platow - Nr. 2552 der Drucksachen - 


Die Anfrage Nr. 205 der Fraktion der SPD 
über den Fall Platow - Nr. 2552 der Druck- 
sachen - beantwortet die Bundesregierung 
wie folgt: 

Zu Frage 1 ; Bisher sind vier Beamte be- 
urlaubt oder vorläufig ihres Dienstes ent- 
hoben worden. Gegen vier weitere Angehörige 
der Bundesverwaltung sind bisher Maßnahmen 
nur deshalb nicht ergriffen worden, weil sie 
sich zur Zeit aus anderen Gründen in Urlaub 
befinden und keinen Dienst versehen. Die 
notwendigen Maßnahmen werden aber sofort 
eingeleitet werden, wenn es ihnen bis zur 
Beendigung des Urlaubs nicht gt'lungen ist, 
den gegen sie bestehenden Verdacht zu ent- 
kräften. 

Ein durch die Ermittlungen belasteter An- 
gestellter des Bundes ist bereits aus dem 
Dienst ausgescliieden. 

Die Bundesregierung möchte die Namen der 
Beschuldigten vor Abschluß der staatsanwalt- 
schaftlichen Ermittlungen nicht bekanntge- 
geben. Sie möchte dadurch vor allem auch 
vermeiden, daß Angehörige der Bundesver- 
waltung durch die Bekanntgabe ihres Namens 
im gegenwärtigen Zeitpunkt belastet werden, 
gegen die sich vielleicht bei Abschluß der 
Ermittlungen ein jetzt bestehender Verdacht 
nidit aufrecht erhalten läßt. 


Zu Frage 2; Die Bundesregierung hat im 
Interesse einer einwandfreien und erschöp- 
fenden Aufklärung davon abgesehen, die 
ö/fentlichkeit über die Einzelheiten zu unter- 
richten. Sie ist der Ansicht, daß zunächst 
der Abschluß des Ermittlungsverfahrens der 
Staatsanwaltschaft abgewartet werden sollte. 
Die Bundesregierung wird die Öffentlichkeit 
zu gegebener Zeit sowohl von dem Ergebnis 
des F>inittlungsverfahrens als auch von den 
gegen die Beschuldigten eingeleiteten oder 
getroffenen disziplinären Maßna Innen unter- 
richten. 

Zu Frage 3: Die Bundesregierung hatte in 
der vergangenen Zeit wiederholt feststellcn 
müssen, daß in den Informationsblättern von 
Platow der Inhalt von geheimen oder ver- 
traulichen Schriftstücken wiedergegeben war, 
die Platow nur durch Bruch der Amtsver- 
schwiegenheit zur Kenntnis gekommen sein 
konnten. Eine längere Zeit durchgeführte 
Überprüfung der jeweils in Betracht kommen- 
den Personenkreise erbrachte den dringenden 
Verdacht, daß bestimmte Beamte und Ange- 
stellte aus verschiedenen Bundesministerien 
mit Platow in Verbindnng standen und ihm 
unter Verletzung ihrer Amtspflichten, in 
einzelnen Fällen sogar gegen Geld und 
andere Zuwendungen, Nachrichten aus ihren 
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Ministerien übermittelten. Über diesen Sach- 
verhalt hat das Bundesjustizministerium Ende 
August d. .1. die zuständigen Landesjustiz- 
verwaltungen unterrichtet und diese gebeten, 
gegen die in Betracht kommenden Personen 
ohne Rüdesicht auf Dienststellung und An- 
sehen die notwendigen strafrechtlichen Maß- 
nahmen einzuleiten. 

Zu Frage 4a: Die Bundesregierung hat 
einen Erlaß vorbereitet, in dem die Beamten, 
Angestellten und Arbeiter des Bundes noch- 
mals eindringlich auf die strafrechtlichen, 
dienststrafrechtlichen und arbeitsrechtlichen 
Folgen eines Verstoßes gegen die Geheim- 
haltungs|)flicht und gegen das Verbot der 


Annahme von Geschenken hingewiesen 
werden. Die Bundesbehörden sollen ange- 
wiesen werden, derartige Verstöße mit aller 
Schärfe zu ahnden. 

Zu Frage 4b: Die Bundesregierung wird dem 
Informationsbedürfnis der Fresse durch das 
Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung und durch die bei den einzelnen 
Ministerien eingerichteten Pressereferate so 
weit als möglich Rechnung tragen. Sie be- 
absichtigt nicht, das Recht der Presse auf 
Informationen einzuschräiiken. 

Dr, Adenauer 



